
Ausbeuterische Arbeitsbedingungen in ecuAdor
in der Lieferkette deutscher supermArktketten



Der vorliegende Bericht basiert auf einer im Auftrag von Oxfam Deutschland 
erstellten Untersuchung der unabhängigen ecuadorianischen Forschungsein-
richtung zu Agrarfragen sipae (Sistema de Investigación de la Problemática 
Agraria de Ecuador) über Arbeitsbedingungen auf Plantagen in  Ecuador, auf 
denen Bananen für den Export nach Deutschland angebaut werden (sipae-
Bericht, 2011). Im Rahmen dieser Untersuchung wurden zwischen Juli 2010 
und Februar 2011 insgesamt 63 Arbeiter/ innen befragt, die auf Plantagen 
und in der Verpackung der drei Bananen-Produzenten und -Exporteure 
 Noboa, Dole und Reybanpac arbeiten, sowie 54 Arbeiter/ innen in deren Zu-
lieferbetrieben. Zu Interviews war lediglich die Firma Dole bereit, die Firmen 
 Reybanpac und Noboa hingegen nicht.
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Die Banane ist die zweitbeliebteste Frucht der Deut-
schen.1 Dafür sorgt nicht nur ihr aromatischer Ge-
schmack, sondern auch ihr niedriger Preis. Etwa jede 
dritte Banane in den Regalen deutscher Supermärkte 
stammt aus Ecuador.2 Die wenigsten Verbraucher/
innen wissen allerdings von den Bedingungen, unter 
denen Arbeiter/innen in Anbauländern wie Ecuador 
Bananen für deutsche Supermarktketten produzieren. 

„Das Geld, das ich auf den Plantagen verdiene, liegt un-

ter dem staatlich festgesetzten Existenzminimum“, so ein 
ecuadorianischer Landarbeiter.3 Weder könne er so für 
seine Familie Bildung und Gesundheitsfürsorge in An-
spruch nehmen, noch Wasser und Strom bezahlen.

Bereits die 2008 erschienene Oxfam-Studie „ Endstation 
Ladentheke“ prangerte die ausbeuterischen Arbeitsbe-
dingungen an, unter denen Bananen und Ananas für 
die großen deutschen Supermarktketten produziert 
wurden. Die Studie kritisierte die Marktmacht dieser 
Unternehmen und den damit verbundenen Preis- und 
Kostendruck auf Lieferanten als eine der Ursachen für 
die schlechten Arbeitsbedingungen und forderte die 
Eindämmung unfairer Einkaufspraktiken sowie die 
Übernahme sozialer Verantwortung durch die Super-
marktketten.

Seit 2008 ist die Marktkonzentration im Lebens-
mitteleinzelhandel weiter gestiegen. Nach Angaben 
des Bundeskartellamtes teilen sich nicht mehr sechs 
Handels unternehmen rund 90 Prozent des deutschen 
Absatz marktes, sondern nur noch fünf – nämlich 
 Edeka, Rewe, Aldi, die Schwarz-Gruppe (Lidl, Kaufland) 
und Metro (Galeria Kaufhof, Real).4 Dadurch dürfte 
sich deren Einkaufsmacht gegenüber den Lieferanten 
noch vergrößert haben.

Anknüpfend an „Endstation Ladentheke“ untersucht 
die vorliegende Studie, ob sich die Arbeitsbedingun-
gen im Bananenanbau in Ecuador gebessert haben und 
was die Supermarktketten zur Verbesserung beitragen. 

Im Mittelpunkt stehen die ecuadorianischen Bananen- 
Produzenten und -Exporteure Noboa, Reybanpac und 
Dole-Ubesa5, deren Bananen in den Regalen der deut-
schen Handelsketten Aldi, Lidl, Edeka, Rewe und  Metro 
zu finden sind.

Noboa, Reybanpac und Dole gehören zu den größten 
Bananen-Produzenten und -Exporteuren Ecuadors. Im 
Jahr 2010 stand das weltweit größte Fruchthandels-
unternehmen Dole mit 12,7 Prozent Anteil an der 
Bananenausfuhr an erster Stelle und die ecuadoria-
nischen Firmen Noboa und Reybanpac mit 9,2 und 
6,4 Prozent auf Platz zwei bzw. fünf.6 Der Bananen-
Export aus  Ecuador wird zu 60 Prozent von nur zehn 
Exporteuren beherrscht.7

Doch nicht nur die ecuadorianischen Bananen-Exporte 
sind hoch konzentriert, auch der Bananen-Markt in 
Deutschland ist in der Hand einiger weniger Unterneh-
men. Dazu gehören die „Fruchtmultis“ Fyffes (Irland), 
Chiquita (usa) und Dole (usa) sowie die Frucht händler 
mit eigenen Reifereien, wie der deutsche Cobana 
Fruchtring, in dem sich 33 mittelständische Obst- und 
Gemüse-Händler deutschlandweit zusammengeschlos-
sen haben, der belgische Obst- und Gemüsevermarkter 
univeg, die Firma van Wylick und das zu Edeka gehö-
rende Edeka Frucht- und Blumenkontor.8

Trotz der Konzentration des Bananenmarktes auf we-
nige Unternehmen ist es für Außenstehende schwie-
rig, die Lieferwege aus Ecuador zurückzuverfolgen. 
Die Liefer kette besteht in der Regel aus Produzent, 
 Exporteur, Importeur, in manchen Fällen noch weite-
ren Großhändlern mit Reifereien und anderen Dienst-
leistungen, sowie Einzelhändler, sodass es normaler-
weise keine direkten Beziehungen zwischen deutschen 
Supermarktketten und ecuadorianischen Produzenten 
gibt. Zudem sind die Unternehmen wenig auskunfts-
bereit und nennen höchstens ihre unmittelbaren 
 Lieferanten.

A
EinfühRung
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i Löhne

Bananen sind ein Exportschlager Ecuadors. Nur die 
Erträge aus Ölexporten und die Überweisungen von 
Emigranten übersteigen die Einnahmen aus Bananen-
exporten; sie haben sich zwischen 2004 und 2010 auf 
zwei Milliarden us-Dollar verdoppelt.9 Doch wie viel 
davon kommt bei den Arbeiter/innen auf den Planta-
gen an? Ihr durchschnittlicher monatlicher Nettolohn 
beträgt bei allen drei untersuchten Produzenten rund 
237 us-Dollar – nicht genug, um eine Familie zu ernäh-
ren. „Ich arbeite zusätzlich als Bauarbeiter, um ein biss-

chen mehr zu verdienen, damit das Geld zum Leben reicht“, 
antwortet ein Plantagenarbeiter auf die Frage, ob er mit 
seinem Gehalt auskomme.10

390 us-Dollar im Monat beträgt in Ecuador das staat-
lich definierte Existenzminimum, d. h. die Elends- bzw. 
Überlebensgrenze für eine durchschnittliche Familie.11 
Das Familieneinkommen von 63 Prozent der befragten 
Arbeiter/innen bleibt unter diesem Betrag. 83 Prozent 
gaben an, dass ihr Familieneinkommen unter der staat-
lich definierten Armutsgrenze von 544 us-Dollar pro 
Monat liege.12

Seit dem Erscheinen der Oxfam-Studie „Endstation 
Laden theke“ 2008 hat sich die Einkommenssituation 
insgesamt etwas verbessert: Während es bislang nur 
wenige Arbeiter/innen waren, die den staatlich fest-
gelegten Mindestlohn erhielten, liegt der durchschnitt-
liche Netto-Mindestlohn nun über dem gesetzlich vor-
geschriebenen Netto-Mindestlohn von 217 us-Dollar. 

ii überstunden

Der gesetzliche Netto-Mindestlohn sowie das durch-
schnittlich ausbezahlte Nettodurchschnittsgehalt ge-
hen von 40 Wochenstunden aus, die Arbeiter/innen 
leisten jedoch durchschnittlich 46 bis 48 Wochenstun-
den. Die monatlichen 24 bis 32 Überstunden werden 
allerdings nicht vergütet. Unter Berücksichtigung 
der Überstunden, einschließlich der gesetzlich vor-
gesehenen Zuschläge, würde das monatliche Netto-
Durch schnittsgehalt anstatt der laut Angaben der 
befragten Bananenarbeiter/innen gegenwärtig ausbe-
zahlten 237 us-Dollar rund 302 us-Dollar betragen. 
Den Arbeiter/ innen werden also monatlich ca. 65 us-
Dollar Einkommen vorenthalten.13

iii urlaub und Sozialleistungen

Doch damit nicht genug: Auch Sozialleistungen wer-
den nicht vorschriftsgemäß ausbezahlt, und in der 
großen Mehrheit der analysierten Fälle wird auch kein 
Urlaubsentgelt geleistet. Zwar gestatten die Arbeitgeber 
den Arbeiter/innen, Urlaub zu nehmen, zahlen jedoch 
während dieser Zeit kein Gehalt, obwohl dies gesetzlich 
vorgeschrieben ist.14

Es ist zwar ein großer Erfolg der aktuellen Regierung 
unter Präsident Rafael Correa, dass auf den eigenen 
Plantagen der drei untersuchten Produzenten nun-
mehr fast 100 Prozent der befragten Arbeiter/innen 
sozialversichert sind.15 Doch die exportierten Bananen 
stammen überwiegend aus Zulieferbetrieben.16 Um 

B
ARBEitSBEDingungEn  
in ECuADoRiAniSChEn  
BAnAnEnpLAntAgEn
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die Zahlung von Sozialleistungen zu umgehen, sind 
die Arbeiter/innen in diesen Zulieferbetrieben oft nicht 
direkt vom Plantagenbesitzer angestellt, sondern von 
kleinen Subunternehmern.

Das 13. und 14. Monatsgehalt, dessen Zahlung vor 
Weihnachten und Schuljahresbeginn vorgeschrieben 
ist, wird vielfach nicht pünktlich und nicht in voller 
Höhe ausgezahlt und zudem in gesetzwidriger Weise 
auf die erwähnten durchschnittlichen Monatslöhne 
verteilt, sodass in vielen Fällen der Durchschnittslohn 

ohne diese Zusatzleistungen unter dem gesetzlich fest-
gelegten Netto-Mindestlohn von 217 us-Dollar blie be.17

In der Mehrzahl der Fälle bekommen die Arbeiter/ 
innen weder detaillierte Lohnabrechnungen noch eine 
Kopie ihres Arbeitsvertrages, obwohl das ecuadoria-
nische Gesetz beides vorschreibt. So können sie nicht 
überprüfen, ob und in welcher Höhe sie die einzelnen 
oben genannten Zusatzleistungen ausbezahlt bekom-
men.18

pRoDuzEnt unD  
ExpoRtEuR

impoRtEuR unD 
DiEnStLEiStER

hAnDELSkEttE

DoLE-uBESA DoLE mEtRo, LiDL

DoLE-uBESA DoLE, 
EDEkA fRuChtkontoR

EDEkA*

REyBAnpAC
(Wong gruppe, u. a. Marke Favorita)

EDEkA fRuChtkontoR EDEkA*

REyBAnpAC
(Wong gruppe, u. a. Marke Favorita)

noBoA 
(u. a. Marke Bonita)

univEg 
(u. a. Marke „1×1“)

REWE**,  
ALDi

noBoA 
(u. a. Marke Bonita)

LEon vAn pARyS, 
EDEkA fRuChtkontoR

EDEkA*

LIEfERvERBINduNgEN voN EdEkA, REwE, ALdI, LIdL uNd mETRo 
zu NoBoA, REyBANpAc uNd doLE IN EcuAdoR
(ohNE ANspRuch Auf voLLsTäNdIgkEIT)

Quelle: eigene Zusammenstellung auf der grundlage von exportlisten von aeBe (ecuadorianischer exportverband),
angaben von Handelsunternehmen und Branchenkennern sowie der Studie „endstation Ladentheke“, S. 34 

* Zur Edeka-Gruppe gehört auch der Netto Marken-Discount.

** Laut Angaben von Rewe-Mitarbeitern liegt der Anteil von Bananen aus Ecuador, die in Supermärkten der Rewe-
Group verkauft werden, lediglich bei rund 5 Prozent. Zur Rewe-Group gehört auch der Discounter Penny.
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iv verträge

Über 90 Prozent der bei Dole und Noboa befragten 
Beschäftigten haben einen schriftlichen Arbeitsvertrag; 
bei Reybanpac sind es jedoch lediglich 32 Prozent der 
Befragten. In den Zulieferbetrieben sieht die Situation 
anders aus: Nur rund 70 Prozent der befragten Ar beiter/
innen, die auf Zulieferplantagen für Dole arbeiten, ha-
ben einen schriftlichen Vertrag, im Fall von Noboa sind 
es rund 40 und bei Reybanpac rund 50 Prozent.19

In der Verpackung ist die Lage der Arbeiter/innen 
noch schlechter. Dort werden, entgegen dem ecuadori-
anischen Arbeitsrecht, viele Arbeiter/innen nicht direkt 
vom Produzenten angestellt, sondern über den „Chef 
der Kompanie“ ( jefe de cuadrilla). Dieser ist verantwort-
lich für eine bestimmte Anzahl von Arbeiter/innen und 
steht als einziger in direkter Verbindung mit dem Pro-
duzenten. Er erhält einen festen Betrag für eine spezi-
fische Leistung “seiner” Gruppe und ist verantwortlich 
für dessen Auszahlung. Statt direkt angestellt zu sein, 
unterstehen in den Betrieben von Dole 15 Prozent der 
befragten Arbeiter/innen einem solchen Gruppenleiter, 
bei Noboa 30 Prozent und bei Reybanpac sogar rund 
67 Prozent. Bei den Zulieferbetrieben ist dieser Anteil 
sogar noch höher: In Zulieferbetrieben von Dole be-
trägt er 43, in denen von Noboa 63 und in denen von 
Reybanpac 80 Prozent der befragten Arbeiter/innen.20 
Auf diese Weise umgehen die Produzenten die Zahlung 
der Sozialversicherung sowie der sonstigen gesetzlich 
vorgeschriebenen Zusatzleistungen.

v Sicherheit und gesundheit

Während sich im Vergleich zu 2008 die Situation be-
züglich Sozialversicherung und Arbeitsvertrag gering-
fügig verbessert hat, sind die Zustände, die Arbeiter/
innen bezüglich Gesundheit und Sicherheit ertragen 
müssen, nach wie vor katastrophal.

In Ecuador setzen die untersuchten Produzenten im-
mer noch krebserregende und hochgiftige Schädlings- 
bekämpfungsmittel ein, die von Flugzeugen aus über 

die Felder versprüht werden, ohne dass sich die Plan- 
tagen arbeiter/innen ausreichend schützen können. 
„Wir bleiben an unseren Arbeitsplätzen, weil sie uns nicht 

weggehen lassen. Wir bedecken uns mit unseren Hemden, 

weil der Verwalter der Plantage uns nicht erlaubt, die Felder 

zu verlassen“, so ein Landarbeiter.21 „Wenn sie die Pesti-

zide versprühen, bedecken wir die Nase und gucken nicht 

nach oben, weil das den Augen schadet.“ Ein Arbeiter auf 
den Plantagen von Noboa beschreibt ähnliche Zustän-
de: „Die Flugzeuge kommen ohne Vorwarnung, wenn wir 

auf den Feldern arbeiten. Wir kriegen die Chemikalien ab 

und können uns nur mit unseren Hemden und Bananen-

blättern schützen. Ab und zu kommen die Flugzeuge auch, 

wenn wir in der Kantine sind.“ 22

In der Mehrheit der Fälle werden die Pestizide dann von 
Flugzeugen aus versprüht, wenn die Arbeiter/innen an 
ihrem Arbeitsplatz sind: Das haben 95 Prozent der Be-
fragten auf den Plantagen von Noboa und Reybanpac 
so erlebt. Bei Dole sind es 55 Prozent der Befragten. Lei-
tende Techniker von Dole widersprachen dem jedoch: 
Es gebe detaillierte Vorschriften, welche die Anwesen-
heit der Arbeiter/innen während der Flugzeugeinsätze 
verhindern sollen. In der Regel würden die Flugzeuge 
nach der Arbeitszeit oder am Wochenende eingesetzt.23

In den Zulieferbetrieben sagten rund 90 Prozent der 
befragten Arbeiter/innen aus, die Flugzeuge würden 
eingesetzt, während sie auf den Bananenplantagen 
 arbeiteten.24

Die am meisten eingesetzten Pestizide sind Calixin, 
Bravo, Mancozeb und Tilt. Alle vier Chemikalien sind 
als gefährlich eingestuft. Bravo, Mancozeb und Tilt 
enthalten Stoffe, die nach Angaben der us-Umwelt-
behörde epa Krebs erregen können.25 Calixin ist in 
der eu nicht zugelassen.26 Kontakt mit den Pestizi-
den verursacht unter anderem Kopfschmerzen, Fieber, 
Schwindel, Übelkeit und Erbrechen – von möglichen 
Langzeitschäden ganz zu schweigen.27
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Nach dem Gesetz haben Unternehmen für die nötige 
Schutzkleidung und Ausrüstung der Arbeiter/innen 
zu sorgen. Sie überlassen es jedoch zunehmend den 
Arbeiter/innen, sich mit Schutzkleidung gegen Pestizi-
de und Arbeitsunfälle auszustatten.28 Auf den eigenen 
Plantagen von Noboa gaben 100 Prozent der  Arbeiter/
innen an, keine Arbeitskleidung zu erhalten, bei 
 Reybanpac waren es 85 Prozent und auf den Zuliefer-
plantagen aller drei untersuchten Exportfirmen waren 
es 69 Prozent der befragten Arbeiter/innen.29 Von den 
auf den eigenen Plantagen von Dole Beschäf tigten ga-
ben hingegen 100 Prozent an, eine Ausrüstung zu be-
kommen, die allerdings nicht immer geeignet sei, vor 
möglichen Arbeitsunfällen oder Schäden für Haut, Au-
gen oder Atmung zu schützen.30 Gleichzeitig behaup-
ten die Bananenproduzenten, dass nicht der Einsatz 
der Pestizide das Problem sei, sondern die Tatsache, 
dass die Arbeiter/innen keine ausreichende Schutz-
kleidung tragen, durch die das Risiko von Gesundheits-
schäden minimal wäre.31 Um solche Probleme auf den 
Plantagen angehen zu können, schreibt das ecuadori-
anische Arbeitsrecht die Einrichtung von Komitees 
für Gesundheit und Sicherheit vor, die paritätisch mit 
Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern zu besetzen 
sind. Laut Angaben der Beschäftigten existiert ein sol-
ches Komitee auf keiner einzigen Plantage von Noboa 
und Reybanpac. Nur bei Dole gibt es entsprechende 
Komitees.32

Nicht nur die Arbeiter/innen auf den Plantagen sind 
vom Pestizid-Einsatz betroffen, sondern auch die An-
wohner/innen. So erklärt eine Bananenarbeiterin und 
Anwohnerin: „Ich möchte über die Umweltverschmutzung 

durch den Pestizid-Einsatz sprechen, dadurch habe ich Tie-

re verloren, zum Beispiel Schweine und Hühner. Das Was-

ser in unseren Wassertanks wird verseucht. Die Flugzeuge 

fliegen zu tief über Häuser und Schulen. Sie warnen uns 

nicht vor, und die Wäsche, die auf der Leine hängt, wird 

verschmutzt; alles wird besprüht.“ 33

Die Ärztin Patricia López arbeitet für die Mission 
 Manuela Espejo, die dem ecuadorianischen Vizeprä-
sidenten untersteht und eine Bestandsaufnahme von 
körperlichen und geistigen Behinderungen vornimmt. 
Dr. López berichtet, dass Personen mit geistiger Behin-
derung oft nahe bei den Plantagen leben.34 Sie vermu-
tet einen Zusammenhang mit der Arbeit von Familien-
vätern auf den Bananen-Plantagen, die dort ohne den 
geringsten Schutz wie Handschuhe oder Brillen arbei-
ten.35 

Ähnliches erzählt eine Arbeiterin aus der Gegend nahe 
einer Reybanpac-Plantage: „Viele Anwohner mussten 

ihre Sachen packen und wegziehen, weil ihre Kinder durch 

den Pestizid-Einsatz krank geworden sind. Gerade heute 

hat uns die Mission Manuela Espejo des Vizepräsidenten 

besucht, um die geistig behinderten Kinder der Region zu 

sehen. Sie leiden unter Gehirnlähmung, Problemen in Ar-

men und Beinen, Hautausschlag, etc. Wasser und Luft wer-

den verseucht, wir sind sehr besorgt über die Situation. Und 

sie [die Plantagenbesitzer] schenken dem keine Beachtung. 

Einmal waren wir bei einer Veranstaltung in Malagon, und 

auf einmal kam das Flugzeug und hat uns alle besprüht, 

die Leute wurden wütend und haben das Flugzeug mit Stei-

nen beworfen. Diese Flüssigkeit stinkt wie verrückt, man 

riecht sie über 500 Meter. Die Veranstaltung war morgens, 

viele Kinder waren dabei.“ 36

Die am häufigsten auftretenden Gesundheitsschäden 
als Folge des Einsatzes von Schädlingsbekämpfungs-
mitteln sind Hautprobleme und langfristige Vergif-
tungserscheinungen, deren Symptome in Müdigkeit 
und nervösen oder motorischen Störungen bestehen.37 

Bisher fehlt eine offizielle Untersuchung über die Aus-
wirkungen des Pestizid-Einsatzes auf die Gesundheit 
der Arbeiter/innen und Anwohner/innen. Die Pro-
duzenten streiten daher ab, dass von der Schädlings-
bekämpfung per Flugzeug gesundheitliche Gefahren 
ausgehen.38
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vi gewerkschaftsrechte

Die Gewerkschaftsarbeit steht vor riesigen Herausfor-
derungen. Trotz gesetzlich festgeschriebener Vereini-
gungsfreiheit ist kaum eine/r der befragten Arbeiter/
innen Gewerkschaftsmitglied. Von 600 rechtlich mögli-
chen Betriebsgewerkschaften gibt es im Bananen sektor 
nur sechs.39 In Ecuador sind Branchengewerkschaften 
gesetzlich nicht erlaubt, wohl aber Unternehmerver-
bände.

Die Mehrheit der auf den Plantagen von Noboa und 
Reybanpac befragten Beschäftigten weiß nicht ein-
mal, ob es eine Gewerkschaft in ihrem Betrieb gibt.40 
Bei Reybanpac existiert laut 43 Prozent der befragten 
Arbeiter/ innen eine Schein-Gewerkschaft. „Es gibt hier 

eine Phantom-Gewerkschaft, die wir nicht kennen, aber sie 

ziehen uns ein Prozent des Lohns dafür ab. Die Sache exis-

tiert seit ungefähr vier Monaten, und nach dem, was ich 

gehört habe, wollen sie uns einige Papiere unterschreiben 

lassen, von denen ich nicht weiß, was für welche. Wir wis-

sen darüber nicht Bescheid, weil sie uns keine Informatio-

nen geben, und wenn das einer beanstandet, wie es diese 

Woche der Fall war, gehen sie uns aus dem Weg“, so ein 
Landarbeiter.41 Die Schein-Gewerkschaft sei auf Betrei-
ben des Managements gegründet worden. „Wir waren 

schon vor halb sechs auf der Plantage, beim Eingang war-

tete der Geschäftsführer mit verschiedenen Papieren und 

einem anderen Herrn und sagte uns, dass es von nun an 

eine Arbeiterorganisation gäbe, die uns später mit Stiefeln, 

Handschuhen und einem Overall für die Arbeit versorgen 

würde“, erzählt einer der Landarbeiter bei Reybanpac.42 
Anfang Dezember 2011 hat Reybanpac tatsächlich mit 
dieser Organisation einen Tarifvertrag abgeschlossen.

Bei Noboa wussten nur 10 Prozent der Arbeiter/innen 
von einer Gewerkschaft, die neben einer sogenann-
ten „gelben“ Gewerkschaft, d. h. einer unternehmer-
freundlichen Arbeitnehmer organisation, existiere.43 
Nur bei Dole gaben 85 Prozent der befragten Arbeiter/
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innen an, dass es eine Gewerkschaft gäbe; 79 Prozent 
davon glauben, dass diese auch für die Einhaltung der 
Arbeitnehmerrechte sorgt.44 Erst kürzlich hat Dole mit 
der Gewerkschaft einen zweijährigen Tarifvertrag abge-
schlossen.45 

In den Zulieferbetrieben der drei untersuchten Produ-
zenten wissen 96 Prozent der befragten Arbeiter/ innen 
nicht, ob es eine Gewerkschaft gibt.46 Mehr als die 
Hälfte aller befragten Arbeiter/innen – ob auf eigenen 
Plantagen oder aus Zulieferbetrieben – gab jedoch an, 
dass sie gerne Mitglied einer Gewerkschaft wären, um 
die ihnen zustehenden Arbeitnehmerrechte durchset-
zen zu können.47

In Ecuador ist die Geschichte der Gewerkschaften 
von Angst und Gewalt geprägt. Die Einrichtung von 
Gewerkschaften wird seit Jahren systematisch unter-
drückt. Massenentlassungen aufgrund von Gewerk-
schaftsaktivitäten sind seit jeher an der Tagesordnung. 

In einem öffentlich bekannt gewordenen Fall aus dem 
Jahr 2002 kam es sogar zur Gewaltanwendung auf 
der Plantage Los Alamos des Produzenten Noboa. Als 
Arbeiter/ innen für ihr Recht streikten, eine Gewerk-
schaft zu gründen, setzte Noboa bewaffnete Männer 
ein. 15 Arbeiter/innen wurden verwundet, einer verlor 
sein Bein, und es gab auf verschiedenen Plantagen von 
Noboa eine große Anzahl von Entlassungen.48 Im Mai 
2011 schafften es die Arbeiter/innen der Los Alamos-
Plantage dann endlich, eine Gewerkschaft zu gründen. 
Allerdings entließ Noboa kürzlich deren Generalsekre-
tär, sodass auch die Existenz dieser Gewerkschaft be-
droht ist.

Auf unterschiedlichen Plantagen der untersuchten 
Produzenten wurden zwischen 2005 und 2006 mehr 
als 100 Arbeiter/innen aufgrund von gewerkschaft-
lichen Aktivitäten entlassen.49 In zwei Zulieferbetrie-
ben von Dole gab es im Jahr 2009 wegen Gründung 
einer Gewerkschaft 38 Entlassungen.50 Der Gewerk-
schaftsverbund fenacle handelte Entschädigungen 
für die betroffenen Arbeiter/innen aus und verein barte 

mit den Arbeitgebern, dass die weiter beschäftigten 
Gewerkschaftsmitglieder nicht wegen ihrer Mitglied-
schaft belangt würden. Eine Woche später wurde zwölf 
weiteren Gewerkschaftsmitgliedern gekündigt, und die 
Geschäftsführung drohte mit noch mehr Entlassungen. 

Entlassungen sind die am weitesten verbreitete Form 
der Behinderung von Gewerkschaftsarbeit. Mehr als 
die Hälfte der befragten Arbeiter/innen aller drei unter-
suchten Produzenten hat von solchen Fällen gehört.51 
In den Zulieferbetrieben von Noboa gaben 50 Prozent 
der befragten Arbeiter/innen an, sie seien schon ein-
mal entlassen worden – aus Gründen wie einem Tag 
Fehlzeit wegen Krankheit, Gewerkschaftszugehörigkeit, 
angeblich schlechter Leistungen oder weil sie sich zu-
nächst geweigert hätten, mehr Arbeit anzunehmen.52

Im Bericht des Internationalen Gewerkschaftsbundes 
wird über Ecuador Folgendes ausgeführt:
 

„In den frühen Morgenstunden des 23. Januar 2006, auf 

dem Weg zu ihrem Arbeitsplatz auf der Plantage Josefa, 

Zulieferer von Dole, fanden zehn Gewerkschaftsführer, an-

geführt vom Generalsekretär Manual Ruiz, ihre Namen 

auf einer Liste wieder, die ihnen den Zutritt wegen Entlas-

sung verwehrte. Ihre Abfindungen befänden sich beim Ar-

beitsamt. An diesem Tag begannen die übrigen Arbeiter/

innen einen Streik, mit dem sie die Wiedereinstellung der 

Entlassenen forderten. Am 11. Februar vertrieb eine Einheit 

von 35 Polizisten die streikenden Arbeiter/innen von der 

Plantage. Am 24. Februar wurde auf der Plantage San Luís, 

Zulieferer von Noboa, 16 Arbeiter/innen, den aktivsten 

Gewerk schaftsmitgliedern, von denen zwölf sowohl Gewerk-

schaftsführer als auch Mitglied des gerade in Gründung 

befindlichen Betriebsrats waren, der Zutritt verweigert, mit 

der Begründung, sie wären entlassen.“ 53

Ein befragter Arbeiter bei Reybanpac berichtet: „Ich sag-

te dem Ingenieur, dass ich nicht in zwei Organisationen 

[bei einer Gewerkschaft und bei der vom Arbeitgeber 
ins Leben gerufenen Schein-Gewerkschaft] gleichzeitig 
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Mitglied sein kann. Am Montag, den 10. Januar 2010 be-

stellte mich die Geschäftsführung ein und fragte, ob ich wis-

se, warum sie mich gerufen hätten. Ich sagte, dass es wohl 

wegen der Papiere sei, die wir nicht unterschreiben wollten. 

Da sagten sie mir, dass sich jetzt die Sicherheitskräfte um 

mich kümmern würden und ich die Plantage nicht wieder 

betreten dürfe.“ 54

Andere Befragte berichten, dass bei Noboa einige Ar-
beiter bei dem Versuch, sich zu organisieren, so sehr 
behindert worden seien, dass sie schließlich darauf ver-
zichteten. „Die Arbeiter, die die Nichtzahlung der Gewinn-

beteiligung reklamiert hatten, sind bereits gegangen, weil sie 

so lange bedroht und belästigt wurden, bis sie schließlich 

gekündigt haben. Die meisten, die mit mir protestiert ha-

ben, sind nicht mehr da. Mit mir wollten sie das Gleiche 

machen, aber Gott sei Dank, alle Arbeit, die sie mir gaben, 

habe ich erledigt, und als sie das sahen, haben sie aufgehört, 

mich zu belästigen.“ 55

Befragte Arbeiter/innen gaben zudem an, dass die Plan-
tagenbesitzer immer noch diejenigen einzuschüchtern 
versuchen, die sich organisieren wollen. So berichten 
sie zum Beispiel: „Wenn man viel redet oder etwas be-

anstandet, versuchen sie, dir das Leben schwer zu machen. 

Sie geben dir Arbeit, die du nicht kannst oder die dir nicht 

gefällt, damit du dich belästigt fühlst und gehst. Oder sie 

entlassen einen direkt und sagen, dass es heute keine Arbeit 

gibt. Es gibt viele, die schweigen. Denn in anderen Unter-

nehmen verlangen sie Empfehlungen und forschen nach, 

und wenn dann jemand sagt, das ist einer von diesen Typen, 

hast du Probleme.“ 56

vii kinderarbeit

Im Gegensatz zur Situation bezüglich Gewerkschafts-
aktivitäten stellt die überwiegende Abschaffung von 
Kinderarbeit einen großen Fortschritt dar. Auf den ei-
genen Plantagen von Dole, Reybanpac und Noboa gibt 
es diesen früheren Missstand nicht mehr.57 Dieser Er-
folg ist der gemeinsamen Anstrengung von Regierung, 
Arbeitgebern und Gewerkschaften zu verdanken, die 
sich in Zusammenarbeit mit ipec, einem Programm 

der Internationalen Arbeitsorganisation (ilo), für die 
Abschaffung von Kinderarbeit eingesetzt haben.58 

In den Zulieferplantagen gibt es allerdings teilwei-
se noch Kinderarbeit. In Ferienzeiten arbeiten hier 
15-Jährige, obwohl das Gesetz diese Arbeit erst ab 16 
erlaubt.59 Zudem leisten sie statt der erlaubten sechs 
Stunden pro Tag die volle Arbeitszeit von durchschnitt-
lich neun Stunden.60 Auch suchen teilweise Kinder in 
den Ferien Arbeit auf den Plantagen. „Es gibt hier Kin-

der, zwischen acht und elf Jahre alt, die sie arbeiten lassen, 

aber wenn Besucher kommen, schicken sie sie weg. Die Kin-

der selbst fragen nach Arbeit, weil sie Geld für die Schule 

brauchen oder weil ihre Eltern das Geld brauchen. Zum 

Beispiel haben in Pueblo Viejo diese Woche neun Kinder 

nach Arbeit gefragt. Sie zahlen ihnen nur 8,50 us-Dollar 

für einen ganzen Tag Arbeit auf dem Feld.“ 61

viii zugang zu Land und Wasser

In den letzten Jahren hat die Konzentration von Land- 
und Wasserrechten in den Händen weniger Bananen-
exporteure zugenommen. So hat das Unternehmen 
Palmar, das auch Bananen für den Export nach Deutsch-
land produziert, seinen Besitz in nur einem Bezirk der 
Provinz El Oro im Süden Ecuadors durch den Zukauf 
vieler kleinerer Betriebe von 285 Hektar im Jahr 2001 
auf ca. 554 Hektar im Jahr 2006 vergrößert.62 Eine der 
Methoden, um kleine Produzenten zum Verkauf zu be-
wegen, war die Sperrung des Zugangs zu Wasser.63

Das Ausmaß der Konzentration bei Wasserrechten 
illus trieren die Beispiele Reybanpac und Noboa. Im 
Jahr 2005 entsprachen die Wasserrechte von  Reybanpac 
für lediglich 20 seiner 47 Plantagen und von Noboa für 
vier seiner zehn Plantagen 37 Prozent des vom Staat in 
öffentlichen Bewässerungssystemen für den Bananen-
sektor zur Verfügung gestellten Wassers. Darüber hin-
aus besaßen sie 73 Prozent der für den Bananensektor 
angemeldeten Brunnen.
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Wer ist schuld an diesen problematischen Zuständen? 
Neben der viel zu lange untätigen ecuadorianischen 
Regierung und ecuadorianischen Produzenten auf der 
einen Seite sowie Frucht-Multis auf der anderen Seite 
tragen deutsche Supermarktketten einen großen Teil 
der Verantwortung für die mangelnde Durchsetzung 
der Arbeitsrechte. Die 2008 erschienene Oxfam-Studie 

„Endstation Ladentheke“ kritisiert die enorme Markt-
macht der Supermarktketten und die damit einherge-
henden unfairen Einkaufspraktiken64 sowie den hohen 
Preis- und Kostendruck gegenüber Lieferanten und be-
nennt diese als eine der Ursachen für die miserablen 
Arbeitsbedingungen im Bananenanbau. Die Lieferan-
ten geben den Kostendruck bis ans Ende der Liefer kette 
weiter, und Leidtragende sind die Plantagenarbeiter/
innen, an deren Löhnen gespart wird. Die Studie be-
zeichnet die Supermarktketten als „Türsteher“ im Le-
bensmittelhandel, an denen niemand vorbeikommt.

Diese Situation hat sich seitdem weiter verschärft. Teil-
ten 2008 in Deutschland noch sechs Handelsunter-
nehmen 90 Prozent des Lebensmittelmarktes unter 
sich, so sind es heute nur noch fünf – Edeka, Rewe, 
Aldi, die Schwarzgruppe (Kaufland und Lidl) und 
 Metro (Galeria Kaufhof, Real).65 Im Übernahmever-
fahren Edeka/ Tengelmann von 2008 charakterisierte 
das Bundeskartell amt den Lebensmitteleinzelhandel 
als „Flaschenhals“ oder „Nadelöhr“ für den Absatz 
der Lieferanten: Immer weniger Einzelhändler neh-
men immer mehr Produkte ab. Und je größer die Ab-
nahmemenge der Produkte, desto günstiger sind die 
Einkaufskonditionen, die die Einzelhändler den Liefe-
ranten aufzwingen können.66 Kürzlich hat das Bundes-
kartellamt angekündigt, den Lebensmitteleinzelhandel 
systematisch daraufhin zu untersuchen, welche Vortei-
le den Handelsunternehmen aufgrund ihrer starken 

Marktposition gegenüber den Lieferanten erwachsen67 
– ein weiteres Zeichen dafür, dass auch den Wett-
bewerbshütern die Nachfragemacht der Supermarkt-
ketten zunehmend ein Dorn im Auge ist. 

Auch für die vorliegende Studie befragte Branchenken-
ner gaben an, dass im Bananengeschäft der Lebens-
mitteleinzelhandel bestimmend sei und die Gewinne 
einstreiche. Der Preis- und Kostendruck der Konzerne 
werde auf die Lieferkette verteilt, und das Kosten- und 
Abnahmerisiko für die Ware liege bei den Lieferan-
ten.68 Die Supermarktketten würden jede Woche neu 
über Preise und Abnahmemenge bestimmen, und die 
Lieferanten müssten abschätzen, wie viele Bananen 
sie zu welchem Preis in der nächsten Woche an sie 
verkaufen können. Fehlkalkulationen gingen zu ih-
ren Lasten. Nach Angaben von Branchenkennern ist 
der Aldi-Preis der Referenzpreis, nach ihm richten sich 
sowohl Importeure als auch die übrigen Supermarkt-
ketten hinsichtlich des Preiseinstiegs ihrer Bananen.69 
Bei der Auswahl von Lieferanten hat insbesondere Aldi 
bisher jede Woche neu entschieden. Im Juli 2011 hat 
das Handelsunternehmen angekündigt, diese Praxis zu 
beenden und sich zukünftig auf fünf direkte Importeu-
re zu beschränken.70 Die längerfristige Lieferbindung 
bietet diesen Lieferanten zwar Vorteile, allerdings ist 
fraglich, ob sich dadurch am Preis- und Kostendruck 
auf die Lieferkette, und damit auf die ecuadorianischen 
Produzenten, grundsätzlich etwas ändert. 

Auch Lidl hat kürzlich angekündigt, in Zukunft sei-
ne Bananen direkt von den Importeuren zu beziehen 
– dass eventuelle Kostenersparnisse den ecuadoriani-
schen Produzenten zugutekommen, ist allerdings zu 
bezweifeln.71

C
DiE RoLLE DEutSChER  
SupERmARktkEttEn

i türsteher und flaschenhals: Deutsche 
Supermarktketten beherrschen den markt
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Exporteure und Produzenten in Ecuador spüren den 
Preis- und Kostendruck in der Lieferkette direkt: „Preis-

senkungen in Europa wirken sich sofort bei uns aus. Wenn 

der Preis in Europa nicht steigt, wird der Exporteur nicht 

besser bezahlt und kann deswegen auch die Bezahlung der 

Produzenten nicht erhöhen“, erklärt ein Vertreter des 
ecuadorianischen Exportverbandes aebe.72 Ein  anderer 
Exporteur beklagt, dass es zunehmend die Supermarkt-
ketten und nicht Exporteure oder Produzenten seien, 
welche die Gewinne in der Bananenlieferkette einstrei-
chen: „Das Einkaufsvolumen der Supermarktketten ist in-

zwischen so groß geworden, dass sie den Preis bestimmen 

können. Und zwar so, dass die Mehrheit der deutschen 

Importeure sagt, verkaufe mir Bananen zum Aldi-Preis 

minus oder plus ein Prozent. Wer macht den Preis? Aldi. 

Das heißt, dass der Preis nicht den Gesetzen des Marktes 

unterliegt.“ 73 Auch der Landwirtschaftsexperte Sergio 
Seminario äußerte gegenüber dem FreshFruitPortal, 
dass Exporteure und Erzeuger wenig Stärke im inter-
nationalen Bananenmarkt hätten.74

Ebenso kritisiert ein Vertreter des Verbandes kleiner 
Bananenproduzenten: „Wer in Deutschland die Macht 

hat, das sind die Supermärkte, die immer das Billigste kau-

fen wollen, wie Aldi und Lidl, zu Preisen, die so niedrig sind, 

dass kleine Produzenten damit nicht mithalten können. 

Die Supermärkte können morgens per Fax sehen, welches 

Angebot das niedrigste ist und das nehmen sie. Sie küm-

mern sich um nichts anderes.“ 75

Demnach müssen, wenn sich wirklich etwas an den 
ausbeuterischen Arbeitsbedingungen ändern soll, die 
Supermarktketten als erstes ihre Einkaufspraktiken 
 gegenüber Lieferanten und Importeuren ändern und 
diesen angemessene Preise zahlen. 

Bis dahin ist es jedoch noch ein weiter Weg. Zunächst 
einmal müssen die betreffenden Supermarktketten an-
erkennen, dass ihre Einkaufspraktiken zu den schlech-
ten Arbeitsbedingungen beitragen, und dass es not-
wendig ist, sie zu ändern. Die im Rahmen dieser Studie 

zu unfairen Einkaufspraktiken und unangemessenem 
Preis- und Kostendruck auf ihre Lieferanten befragten 
fünf großen Handelsunternehmen – Edeka, Metro, 
Rewe, Lidl und Aldi – äußerten sich, abgesehen von 
Lidl, jedoch überhaupt nicht. Lidl erklärte, keine der 
abgefragten Einkaufspraktiken, wie Zuschüsse zu Zu-
sammenschlüssen von Unternehmen (Hochzeitsboni), 
Regalmieten, Werbekostenzuschüsse oder ähnliches 
auszuüben.76 Ferner gab Lidl an, als Handelsunterneh-
men keinen Einfluss auf den Exportpreis zu haben. 

Die vom Bundeskartellamt angekündigte Untersu-
chung der Beschaffungsmärkte des Lebensmitteleinzel-
handels ist dringend notwendig, damit die Machtver-
hältnisse zwischen Einzelhandel, Großhändlern und 
den übrigen Lieferanten aufgeklärt sowie bestehende 
unfaire Einkaufspraktiken seitens der Supermarkt-
ketten aufgedeckt, als solche gekennzeichnet und 
verhindert werden können – Letzteres sowohl durch 
die Super marktketten selbst als auch durch weitere 
politische Maßnahmen. Es ist zwar richtig, dass faire 
Lieferbedingungen gegenüber ecuadorianischen Pro-
duzenten nur unter Mitwirkung der anderen Akteure 
der Lieferkette, einschließlich der Bananen-Ex- und 
-Importeure sowie der Großhändler, sichergestellt wer-
den können. Die Handelsketten, wie Metro, Aldi, Lidl, 
Edeka und Rewe, sind in ihrer Position als „Türsteher“ 
jedoch dafür verantwortlich, die Lieferbedingungen fair 
zu gestalten. Dadurch können ihre Lieferanten wie-
derum den eigenen Zulieferern bessere Konditionen 
bieten, was menschenwürdigere Arbeitsbedingungen 
einschließlich angemessener Löhne auf den Bananen-
plantagen ermöglicht. 

Da höhere Einkaufspreise und bessere Lieferbedingun-
gen für Lieferanten, Importeure und Produzenten allein 
nicht gewährleisten, dass den Arbeiter/innen faire Löh-
ne gezahlt und menschenwürdige Arbeits bedingungen 
geboten werden, müssen deutsche Super marktketten 
zudem endlich ihre soziale Unternehmensverantwor-
tung wahrnehmen. 
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„Wir kaufen unsere Bananen nicht nach Marke ein,

sondern nach Größe und Preis.“ 77

Was tun Supermarktketten, um die Produktionsbedin-
gungen im Bananenanbau zu verbessern? Seit Erschei-
nen der Oxfam-Studie „Endstation Ladentheke“ sind 
drei Jahre vergangen, und formal liegt soziale Unter-
nehmensverantwortung mehr denn je im Trend. Inzwi-
schen erklärt jedes der fünf größten Handelsunterneh-
men ethische und soziale Werte zum Bestandteil seiner 
Geschäftsstrategie. So heißt es bei der Metro-Gruppe: 
„Damit die metro  group weiterhin profitabel wachsen 

kann, muss sie ihr Kerngeschäft nachhaltig betreiben. Das 

bedeutet, soziale und ökologische Erfordernisse frühzeitig 

bei allen Aktivitäten entlang der Wertschöpfungskette zu 

berücksichtigen“.78 Die Rewe-Gruppe erklärt verant-
wortliches Handeln im Sinne der Gemeinschaft zum 
Bestandteil ihrer Unternehmenskultur79, und Edeka 
hat sich zum Ziel gesetzt, ökonomische, ökologische 
und soziale Kriterien miteinander in Einklang zu brin-
gen.80 Für Aldi Süd gilt: „Erfolgreich handeln heißt für 

aldi  süd, Verantwortung gegenüber Menschen und Um-

welt zu übernehmen.“ 81 Aldi Nord erklärt, es fordere 
seine Geschäftspartner auf, sich an seinem Leitbild ei-
ner sozial und ökologisch verantwortungsvollen Unter-
nehmensführung zu orientieren.82 Und auch Lidl ver-
kündet auf seiner Website, sich der Verantwortung für 
Mensch und Natur bewusst zu sein.83

Die in dieser Studie aufgezeigten Arbeitsbedingungen 
auf den Bananenplantagen und in der Verpackungs-
industrie in Ecuador sprechen jedoch eine  andere 
Sprache. Seit 2008 hat sich für die Arbeiter/innen 
dort praktisch nichts geändert. Allein bezüglich  Kinder- 
 arbeit und Sozialversicherung sind aufgrund der erfolg-
reichen Programme der ecuadorianischen Regierung 
Verbesserungen eingetreten. Also alles nur leere Ver-
sprechungen der Supermarktketten?

Metro, Rewe, Lidl und Aldi haben sich soziale Selbstver-
pflichtungen auferlegt, indem sie bereits vor längerer 

Zeit der Business Social Compliance Initiative (bsci) 84 
beigetreten sind, einem Zusammenschluss europä-
ischer Handels- und Markenunternehmen mit dem 
Ziel, gute Arbeitsbedingungen entlang der Lieferkette 
herzustellen. Mitglieder von bsci verpflichten sich im 
Rahmen ihrer Unternehmenspolitik, geeignete Maß-
nahmen zur Umsetzung des bsci-Verhaltenskodex bei 
ihren Lieferanten zu ergreifen. Sie müssen Betriebs-
prüfungen bei ihren Lieferanten durchführen und sind 
angehalten, bei Mängeln dafür sorgen, dass die Arbeits-
bedingungen verbessert werden. Der Verhaltenskodex 
orientiert sich an den Normen der Internationalen 
Arbeits organisation (ilo) und umfasst unter anderem
• die Versammlungsfreiheit,
• das Recht auf Kollektivverhandlungen,
• das Diskriminierungsverbot,
• das Verbot der Kinder- und Zwangsarbeit, 
• Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz, 
• die Bezahlung des gesetzlichen Mindestlohns oder 

geltender Industriestandards sowie die Empfehlung, 
angemessene Gehälter zu zahlen,

• Arbeitszeiten, die 48 Wochenstunden sowie zwölf 
freiwillig geleistete Überstunden nicht regelmäßig 
übersteigen, und die Vorgabe, Überstunden zu ver-
güten und Zuschläge zu zahlen.

Darüber hinaus verlangt der Kodex die Einhaltung der 
nationalen Gesetze. bsci wurde mit Schwerpunkt auf 
die industrielle Produktion entwickelt; seit 2007 wurde 
der Geltungsbereich auch auf die landwirtschaftliche 
Erzeugung ausgedehnt.85 

Befragt zu ihrer sozialen Verantwortung im Bananen-
anbau in Ecuador, beriefen sich dementsprechend 
 Metro, Rewe, Aldi Nord und Süd sowie Lidl auch auf ihre 
Mitgliedschaft bei bsci sowie das grundsätzliche Gel-
ten des bsci-Verhaltenskodexes für ihre Liefe ranten.86 
Aldi Nord und Süd antworteten konkret, dass der bsci-
Verhaltenskodex zu ihren Einkaufsbedingungen gehö-
re und Bestandteil jedes Vertrags mit Lieferanten sei.87 
Die Metro Group erklärte außerdem, das gegenwärtige 

ii Soziale verantwortung der Supermarkt-
ketten: viele Worte, wenig taten
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Ziel sei, zehn Prozent ihrer landwirtschaft lichen Erzeu-
ger nach dem bsci-System zu überprüfen.88 Außerdem 
erfolge der Bananenimport in der Regel durch große 
Markenlieferanten, welche die Erfüllung von  Qualitäts- 
und Sozialstandards gewährleisteten.89 In der Tat ar-
beitet Dole mit Social Accountability  International zu-
sammen, einer Organisation, die sich zum Ziel gesetzt 
hat, mithilfe des sa-8000-Standards internationale 
 Menschen- und Arbeitsrechte in Agrar betrie ben und 
Verarbeitungsfabriken durchzusetzen.90 Auch Rewe ver -
wies auf die zunehmende Arbeit seiner Lieferanten 
nach sa 8000, allerdings bei Bananen aus anderen 
Herkunftsländern, wie zum Beispiel  Kolumbien.91

Diese Bekundungen helfen den Arbeiter/innen im 
Bananen anbau in Ecuador jedoch wenig. Genau die im 
bsci-Verhaltenskodex oder auch sa 8000 genannten 
Sozialstandards werden im Bananenanbau systema-
tisch verletzt: Gewerkschaftsrechte werden unterdrückt, 
in Zulieferplantagen gibt es vereinzelt noch Kinder-
arbeit, es wird zwar der gesetzliche Mindestlohn, nicht 
jedoch – der Empfehlung entsprechend – werden ange-
messene Gehälter gezahlt, Überstunden werden nicht 
adäquat vergütet, und der Pestizid-Einsatz durch Flug-
zeuge gefährdet die Gesundheit der Arbeiter/innen 
und Anwohner/innen. 

Darüber hinaus verstoßen die Produzenten teilweise 
auch gegen geltende nationale Gesetze zur Zahlung 
von zusätzlichen Sozialleistungen (wie das 13. und 
14. Monatsgehalt), zur Vergütung von Überstunden, 
zum Arbeitsschutz und zur Verwendung von Schäd-
lingsbekämpfungsmitteln, was wiederum nicht im 
Einklang mit dem bsci-Kodex ist. Nur wenige der be-
fragten Bananenproduzenten und -exporteure wissen, 
dass Supermarktketten die Erfüllung von Sozial- und 
Umweltstandards fordern. Die einzige Ausnahme ist 
das Verbot von Kinderarbeit.92

Was ist der Grund für die mangelnde Umsetzung 
des bsci-Verhaltenskodexes bei den Lieferanten? Die 
Handelsunternehmen verweisen entweder auf seine 

erst kurze Gültigkeit für die landwirtschaftliche Pro-
duktion oder auch darauf, dass die Durchsetzung von 
Sozialstandards in der Lieferkette grundsätzlich ein 
langfristiger Prozess sei.93 Lidl erklärte außerdem, die 
Durchsetzung von Sozialstandards sei nur dann mög-
lich, wenn direkte Lieferbeziehungen zu Importeuren 
und Produzenten bestünden, was im Bananenanbau je-
doch nicht der Fall sei.94 Rewe und Aldi Nord und Süd 
kündigten an, zukünftig auch das zum globalg.a.p-
Standard95 zugehörige sogenannte grasp-Modul für 
gute soziale Praxis in der Landwirtschaft verwenden zu 
wollen, das sich derzeit noch in der Entwicklungs- und 
Umsetzungsphase befände.96

Wenngleich man den Handelsunternehmen zugeste-
hen muss, dass die Durchsetzung von Sozialstandards 
entlang der globalen Lieferkette bis zu den Zuliefer-
betrieben in Produktionsländern ein komplexer Pro-
zess ist, ist es dennoch erschreckend, dass sich an den 
verheerenden Arbeitsbedingungen im Bananenanbau 
seit Erscheinen der ersten Oxfam-Studie zu diesem 
Thema im Jahr 2008 so wenig geändert hat. Anstatt auf 
die erst kurze Gültigkeit des bsci-Systems für die land-
wirtschaftliche Erzeugung zu verweisen, könnten die 
Handelsunternehmen Schritte unternehmen, um ge-
meinsam mit Bananenimporteuren, Produzenten und 
Gewerkschaften vor Ort nach Lösungen zu suchen.97 
Des Weiteren könnten sie den Anteil fair gehandelter 
Bananen, die den Erzeugern Mindestpreise garantieren 
und auch die Einhaltung sozialer Mindeststandards 
sicherstellen, in ihrem Sortiment vergrößern. Jedoch 
berichten ecuadorianische Produzenten, seitens deut-
scher Supermarktketten bestehe kaum Nachfrage.98

Ohnehin ist fraglich, ob das bsci-System geeignet ist, 
dauerhaft für bessere Arbeitsbedingungen in Produ-
zentenländern zu sorgen. Denn bsci ist eine reine 
Unternehmensinitiative; im Entscheidungsgremium 
sind weder Gewerkschaften noch Nichtregierungs-
organisationen (nro) vertreten.99 Für die Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen ist jedoch eine enge 
Zusammenarbeit mit Gewerkschaften und nro auf 
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Entscheidungsebene als auch bei der Umsetzung vor 
Ort unbedingte Voraussetzung. Bei  Betriebsprüfungen 
und deren anschließender Umsetzung müssen Arbei-
ter/ innen angemessen beteiligt werden. Zum Beispiel 
müssen sie in die Lage versetzt werden, ihre Rechte ef-
fektiv einzufordern, damit Verbesserungsmaßnahmen 
am Ende nicht nur auf dem Papier existieren. 

Ferner berücksichtigt das bsci-System wesentliche Ar-
beitsrechte in seinem Verhaltenskodex gar nicht. So 
verstoßen die Verhältnisse der Unterauftragsvergabe 
in der Verpackung und in Zulieferbetrieben gegen das 
Recht auf eine reguläre Anstellung, das aber im bsci-
Kodex nicht enthalten ist.100 Weiterhin verpflichtet der 
Kodex nicht eindeutig zur Zahlung existenzsichernder 
Löhne; dies wird nur als Empfehlung ausgesprochen. 
Die Zahlung von Löhnen unterhalb des staatlichen 
Existenzminimums ist jedoch eines der  Hauptprobleme 
im Bananenanbau in Ecuador.

Auch werden die oben angesprochenen Lieferbedingun-
gen, wie angemessene Einkaufspreise und Lieferzeiten 
der Handelsunternehmen gegenüber ihren Lieferan-

ten, nicht thematisiert, deren Verbesserung es Produ-
zenten oftmals erst ermöglichen würde, angemessene 
Gehälter zu zahlen oder Überstunden zu vergüten. 
Schließlich ist fraglich, ob die für die landwirtschaft-
liche Produktion nach bsci geltende Verpflichtung für 
Mitglieder, innerhalb von dreieinhalb Jahren nach Bei-
tritt mindestens zehn Prozent ihres Einkaufsvolumens 
oder 15 ihrer Erzeugerbetriebe zu überprüfen, geeig-
net ist, tatsächlich gute Arbeitsbedingungen in den 
globalen Lieferketten der Unternehmen herzustellen. 
Vielmehr sollten Mitglieder auch verpflichtet werden, 
gemeinsam mit Lieferanten Schulungen und andere 
Verbesserungsmaßnahmen unter Einbeziehung der 
Arbeitnehmer/innen durchzuführen. Denn Betriebs-
prüfungen alleine bewirken ohne entsprechende Um-
setzungsmaßnahmen nicht viel. 

Insgesamt hat sich bsci bisher nicht als ein geeignetes 
System erwiesen, die Arbeitsbedingungen im ecuadori-
anischen Bananenanbau entscheidend zu verbessern. 
Die führenden Supermarktketten nehmen ihre soziale 
Unternehmensverantwortung nicht ausreichend wahr.
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In Bezug auf ihre soziale Unternehmensverantwortung 
klafft bei den fünf größten deutschen Handelsketten, 
Edeka, Aldi, Lidl, Rewe und Metro (Galeria  Kaufhof, 
Real), eine große Lücke zwischen Anspruch und Wirk-
lichkeit. Trotz hehrer Worte und sozialer Selbstver-
pflichtungen sind die Arbeitsbedingungen im Bananen-
anbau in Ecuador immer noch verheerend. Um dies zu 
ändern, ist es nicht nur erforderlich, dass die Super-
marktketten ihre sozialen Selbstverpflichtungen ver-
bessern und erfüllen, sie müssen vor allem ihre Ein-
kaufspolitik ändern. Und auch die übrigen Akteure der 
Lieferkette müssen handeln, einschließlich Produzen-
ten, Ex- und Importeuren. 

Um jedoch die Zustände dauerhaft und grundlegend zu 
ändern, ist auch die Politik gefragt. Das hat die ecuado-
rianische Regierung mit ihren Programmen zu Kinder-
arbeit und Sozialversicherung eindrucksvoll bewiesen. 
Sogar zur Studie befragte Unternehmensvertreter for-
dern gesetzliche soziale Mindeststandards.101 Auch auf 
eu- und internationaler Ebene sind die Staaten gefor-
dert, ihre Pflicht zum Schutz der Menschenrechte auch 
in Bezug auf Menschenrechtsverletzungen durch Unter- 
nehmen umzusetzen.102

Im Einzelnen ist aus Sicht von Oxfam Folgendes not-
wendig, damit sich die Arbeitsbedingungen in Produk-
tionsländern wie Ecuador dauerhaft verbessern:

D
SChLuSSfoLgERungEn:  
WAS iSt zu tun?
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oxfAm Ruft DiE untERnEhmEn Auf,

ihre Einkaufspolitik zu ändern, um ihren Lieferan-

ten die Durchsetzung besserer Arbeitsbedingun-

gen zu ermöglichen. insbesondere sollten sie An- 

reizsysteme schaffen, die solche produzenten und 

Lieferanten belohnen, die soziale und ökologische 

mindeststandards einhalten.

Damit ecuadorianische Bananenproduzenten die Löh -
ne anheben und Überstunden vergüten können, müs-
sen deutsche Supermarktketten zunächst ihre Ein-
kaufspolitik ändern und den Kostendruck auf ihre 
Lieferanten verringern, den diese andernfalls entlang 
der Lieferkette weitergeben.

i Die unternehmen ändern ihre Einkaufspolitik

oxfAm foRDERt DiE untERnEhmEn Auf,

solche initiativen zur sozialen Selbstverpflichtung 

ins Leben zu rufen, die Arbeitnehmer/innen an-

ge messen beteiligen, die gesamte Lieferkette mit 

ein beziehen und angemessene  Einkaufspraktiken 

ge genüber Lieferanten vorschreiben. Solche 

ini tiativen sollten gesamte Wirtschaftsbereiche 

umfassen.

Eine Initiative, in der sich Unternehmen selbst ver-
pflichten, menschenwürdige Arbeitsbedingungen auch  
bei ihren Lieferanten durchzusetzen, sollte Gewerk-
schaften und nro in ihren Entscheidungen und bei 
der Planung und Durchsetzung von Maßnahmen be-
teiligen. Schulungen für Arbeitnehmer/innen und 
Manager/ innen der Lieferanten müssen einen Schwer-
punkt bilden. Arbeitnehmer/innen sollten bei Kon trol- 
 len und bei Planung und Umsetzung von Verbesse-
rungsmaßnahmen mit einbezogen werden. Zu den ein-
zuhaltenden Standards müssen neben der Ver einigungs- 
freiheit, dem Diskriminierungsverbot, dem Verbot von 
Zwangs- und Kinderarbeit, dem Recht auf angemesse-
ne Arbeitszeiten, dem Arbeits- und Gesundheitsschutz  
auch das Recht auf einen existenzsichernden Lohn und 
das Recht auf eine reguläre Anstellung gehören. Entschei-
dend ist die Sicherstellung menschen würdiger Arbeits-

bedingungen auch bei Lieferanten, einschließlich Sub- 
Unternehmer/innen. Ebenso wichtig ist die Einbezie- 
hung der Einkaufspraktiken bei der Schaffung  solcher 
Initiativen: Beispielsweise müssen den Lieferanten 
Preise gezahlt werden, von denen sie auch angemes-
sene Löhne für ihre Arbeiter/innen bestreiten können.

ii Die unternehmen gehen echte soziale Selbstverpflichtungen ein
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oxfAm Ruft DiE BunDESREgiERung Auf,

nach Abschluss der untersuchung des Lebens-

mitteleinzelhandels geeignete maßnahmen zur 

ver hinderung unfairer Einkaufspraktiken zu 

ergreifen.

Um den Missbrauch der Nachfragemacht deutscher 
Handelsunternehmen in Form unfairer Einkaufsprak-
tiken einzudämmen, sollte die Bundesregierung nach 
Abschluss der Sektor-Untersuchung durch das Bundes-
kartellamt im Rahmen der gegenwärtigen Reform des 
Kartellrechts103 bestehende unfaire Einkaufspraktiken 
als solche kennzeichnen, deren Verbot gesetzlich ver-
ankern und geeignete Maßnahmen im Gesetz vorsehen, 
um Verstöße effektiver ahnden zu können. Sie sollte 
beispielweise eine Klagebefugnis für Verbraucher- und 
Produzentenverbände einführen und/oder eine Streit-
schlichtungsstelle, bei der auch anonym Beschwerden 
eingereicht werden können, einrichten. Keinesfalls 
sollten durch die Reform die Regeln der Missbrauchs-
kontrolle von Marktmacht in ihrem Geltungsbereich 
begrenzt werden. Die Sektor-Untersuchung, die sich 

bisher nur auf ausgewählte Produktgruppen bezieht, 
sollte auf den Obst- und Gemüsebereich ausgedehnt 
werden. Ebenfalls sollte die Bundesregierung ange-
sichts der nicht nur im Lebensmitteleinzelhandel 
fortschreitenden Marktkonzentration im Rahmen der 
Reform die Regeln zur Zusammenschlusskontrolle än-
dern und den Schwellenwert für die Vermutung einer 
marktbeherrschenden Stellung senken.

iii Die Bundesregierung prüft maßnahmen zur verhinderung unfairer Einkaufspraktiken
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oxfAm foRDERt vERBRAuChER/innEn Auf,

darauf zu bestehen, dass unternehmen menschen- 

 würdige Arbeitsbedingungen intern und bei ihren 

Lieferanten durchsetzen.

oxfAm foRDERt DiE BunDESREgiERung Auf,

dafür zu sorgen, dass deutsche unternehmen 

menschen- und Arbeitsrechte im eigenen unter-

nehmen und in ihrer Lieferkette einhalten.

unternehmen gesetzlich zu verpflichten, ihre so-

zialen und ökologischen produktionsbedingungen 

sowie ihre unternehmensstruktur und Lieferkette 

offenzulegen.

sich im Rahmen des laufenden Eu-prozesses zur 

Einführung gesetzlicher offenlegungspflichten 

für unternehmen zu sozialen und ökologischen 

 Aspekten ihrer geschäftstätigkeit für eine Rege-

lung einzusetzen, die klare vorgaben macht und 

auch die Lieferanten mit einbezieht.

Damit sich Unternehmen sozial verantwortlich verhal- 
ten, ist es notwendig, dass Verbraucher/innen  soziale 
Produktionsbedingungen einfordern und durch Teil-
nahme an öffentlichkeitswirksamen Aktionen, wie etwa 
Unterschriftensammlungen, Druck auf Unternehmen 
ausüben.

Die Regierung Ecuadors sollte sicherstellen, dass Un-
ternehmen die Gewerkschaftsrechte achten, existenz-
sichernde Löhne sowie gesetzlich vorgeschriebene 
Zuschläge zahlen und Überstunden vergüten. Ferner 
sollte sie das System der Unterauftragsvergabe been-
den, Sicherheit und Gesundheitsschutz für Arbeitneh-
mer/innen durchsetzen und dafür sorgen, dass das Ver-
bot von Kinderarbeit eingehalten wird.

Die Bundesregierung sollte die vom un-Menschen-
rechtsrat im Juni 2011 verabschiedeten  Leitprinzipien 
zum Thema Wirtschaft und Menschenrechte (un Gui-
ding Principles on Business and Human Rights) auf-
greifen und gesetzlich vorschreiben, dass Unterneh-
men, die sich im Ausland niederlassen oder globale 
Lieferketten betreiben, Menschen- und Arbeitsrechte 
sowohl an ihren Standorten als auch in ihren Zulie-
ferbetrieben achten. Da Transparenz der erste Schritt 
hin zu mehr sozialer Verantwortung ist, sollten Unter-
nehmen verpflichtet werden, ihre sozialen und ökolo-
gischen Produktionsbedingungen offenzulegen. Für 
Supermarktketten sollte dies in erster Linie für ihre 
Eigenmarken gelten, bei Fremdmarken sollten sie ihre 
Lieferanten verpflichten, die sozialen und ökologischen 
Produktionsbedingungen offenzulegen. Zudem sollten 
Unternehmen verpflichtet werden, ihre Lieferkette of-
fenzulegen, um so die Überprüfung der Produktions-
bedingungen zu ermöglichen.

Ferner sollte sich die Bundesregierung auch auf eu-
Ebe ne im Rahmen des gegenwärtigen Prozesses zur 
Harmonisierung bestehender europäischer Offenle-
gungspflichten für Unternehmen zu sozialen und 
ökologischen Belangen ihrer Unternehmenspraxis für 
eine Regelung einsetzen, die hinreichend konkret ist 
und die Lieferkette mit einbezieht. Die eu-Kommission 
hat angekündigt, einen Gesetzgebungsvorschlag zur 
Transparenz der sozialen und ökologischen Informa-
tionen von Unternehmensaktivitäten aller Branchen 
vorzulegen.104

iv nationale Regierungen in nord und Süd setzen ihre Arbeitsgesetze durch

v Die Öffentlichkeit setzt sich für soziale unternehmensverantwortung ein
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involvement/social-accountability-international | 09.09.2011 ]

91  E-Mail der Fa. Rewe vom 17.06.2011

92  sipae-Bericht | S. 50

93  Vgl. Brief der Fa. Lidl vom 24.06.2011

Brief der Fa. Aldi Süd vom 22.06.2011 

E-Mail der Fa. Rewe vom 17.06.2011 

Brief der Fa. Metro vom 18. Mai 2011

94  Gespräch mit Lidl-Mitarbeitern vom 16.08.2011

http://www.globalgap.org/cms/front_content.php?idcat=2
http://www.globalgap.org/cms/front_content.php?idcat=2
http://www.oxfamfueralle.de/supermarktmacht.de/wp-content/uploads/04-stellungnahme-zu-bsci.pdf
http://www.oxfamfueralle.de/supermarktmacht.de/wp-content/uploads/04-stellungnahme-zu-bsci.pdf
http://www.ethicaltrade.org
http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sustainable-business/files/business-human-rights/101025_ec_study_final_report_en.pdf
http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sustainable-business/files/business-human-rights/101025_ec_study_final_report_en.pdf
http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sustainable-business/files/business-human-rights/101025_ec_study_final_report_en.pdf
http://www.metrogroup.de/internet/site/metrogroup/node/9331/Lde/index.html
http://www.metrogroup.de/internet/site/metrogroup/node/9331/Lde/index.html
http://www.rewe-group.com/nachhaltigkeit
http://www.edeka-gruppe.de/Unternehmen/de/verantwortung/Einleitung.jsp
http://www.edeka-gruppe.de/Unternehmen/de/verantwortung/Einleitung.jsp
http://verantwortung.aldi-sued.de/?WT.z_src=main
http://www.lidl.de/de/Verantwortung
http://www.bsci-intl.org
http://www.bsci-intl.org/bsci-extends-its-approach-better-working-conditions-food-supply-chain
http://www.bsci-intl.org/bsci-extends-its-approach-better-working-conditions-food-supply-chain
http://www.sa-intl.org/index.cfm?fuseaction=Page.viewPage&pageId=472
http://www.sa-intl.org/index.cfm?fuseaction=Page.viewPage&pageId=472
http://dolecrs.com/corporate-responsibility/stakeholder-involvement/social-accountability-international
http://dolecrs.com/corporate-responsibility/stakeholder-involvement/social-accountability-international
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In Bezug auf ihre soziale Verantwortung klafft 
bei den fünf größten deutschen Supermarkt-
ketten, Edeka, Aldi, Schwarzgruppe (Kaufland 
und Lidl), Rewe und Metro (Galeria Kaufhof, 
Real), eine große Lücke zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit. Trotz hehrer Worte und so-
zialer Selbstverpflichtungen sind die sozialen 
und ökologischen Bedingungen im Bananen-
anbau in Ecuador immer noch verheerend. 
 Gewerkschaftsrechte werden unterdrückt, der 
Pestizid-Einsatz gefährdet die Gesundheit der 
Beschäftigten und der Anwohner/innen, und 
die Löhne reichen nicht aus, um eine Familie 
zu ernähren.

Um dies zu ändern, ist es erforderlich, dass 
die Handelsketten ihre sozialen Selbstver-
pflichtungen verbessern und erfüllen und vor 
allem ihren Lieferanten angemessene Preise 
zahlen, damit diese gute Arbeitsbedingungen 
in ihren Betrieben durchsetzen können. Um 
die Zustände jedoch dauerhaft und grund-
legend zu verbessern, muss auch die Politik 
handeln. Die Bundesregierung sollte durch 
geeignete Maßnahmen sicher stellen, dass 
Super marktketten keine unfairen Einkaufs-
praktiken gegenüber ihren Lieferanten ein-
setzen und die Menschen- und Arbeitsrechte 
sowohl im eigenen Unternehmen als auch 
entlang der Lieferkette achten.

Handle witH Care


